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Allgemeine Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
	
  

Soweit nicht ausdrücklich anderweitige 
Vereinbarungen schriftlich bestätigt sind, 
gelten ausschließlich die nachstehenden 
Bedingungen. Abweichende 
Einkaufsbedingungen des Bestellers werden 
nach Annahme und Durchführung des 
Auftrags nicht Vertragsinhalt. 

	
  
I. Angebot 
Ein Vertrag kommt durch die schriftliche 
Annahme/Auftragsbestätigung des Angebots 
des Bestellers zustande. Angebote können 
innerhalb einer Frist von 21 Tagen ab Zugang 
des Angebots angenommen werden. Der 
Vertragsinhalt wird durch die 
Auftragsbestätigung festgelegt. Angaben in 
Prospekten oder Verkaufsunterlagen sind 
unverbindlich, sie werden nur dann 
Vertragsinhalt, wenn sie ausdrücklich 
schriftlich vereinbart werden. Änderungen an 
der zu liefernden Ware bleiben vorbehalten 
soweit diese der technischen Verbesserung 
dienen, die Gebrauchsfähigkeit nicht 
beeinträchtigen und den vereinbarten Preis 
nicht erhöhen. 

	
  
II. Preise und Zahlung 
Die Preise gelten mangels besonderer 
Vereinbarung ab Werk ausschließlich 
Verpackung und Verladung. Zu den Preisen 
kommt die Mehrwertsteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe hinzu. Der Besteller hat die 
vereinbarte Vergütung innerhalb einer Frist 
von 30 Tagen ab Rechnungsdatum ohne 
jeglichen Abzug zu begleichen, sofern keine 
anderen Zahlungsmodalitäten vereinbart sind. 
Bei Zielüberschreitungen werden, unter dem 
Vorbehalt der Geltendmachung weiterer 
Rechte, ohne dass es einer Inverzugsetzung 
bedarf, Verzugszinsen in Höhe von 8 % über 
dem Basiszinssatz nach § 247 BGB berechnet. 
Wird bei vereinbarten Teilzahlungen eine 
Zahlung ganz oder teilweise nicht rechtzeitig 
geleistet, so wird der gesamte noch 
ausstehende Rest zur sofortigen Bezahlung 
fällig. Ohne Rücksicht auf die vereinbarte 
Zahlungsweise ist der Lieferer nach seiner 
Wahl berechtigt, die sofortige Bezahlung des 

gesamten Kaufpreises zu fordern oder die 
Lieferung bis zur Zahlung des gesamten 
Kaufpreises zurückzuhalten oder vom Vertrag 
zurückzutreten, falls sich nach Abschluss des 
Vertrages die Kaufpreisforderung infolge der 
Verhältnisse des Bestellers als gefährdet 
herausstellen sollte, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob die Gefährdung vor oder nach 
Abschluss des Vertrages eingetreten ist. Als 
Fall einer solchen Gefährdung gilt 
insbesondere der Protest eines vom Besteller 
angenommenen Wechsels. 
Der Besteller ist nicht berechtigt, Zahlungen 
wegen Gegenforderungen zurückzuhalten oder 
mit diesen aufzurechnen, es sei denn, die 
Gegenforderungen sind unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt. 

	
  
III. Lieferzeit, Lieferverzögerung 
1. Die Lieferzeit ergibt sich aus den 
Vereinbarungen der Vertragsparteien. Ihre 
Einhaltung durch den Lieferer setzt voraus, 
dass alle kaufmännischen und technischen 
Fragen zwischen den Vertragsparteien geklärt 
sind und der Besteller alle ihm obliegenden 
Verpflichtungen, wie z.B. Beibringung der 
erforderlichen behördlichen Bescheinigungen 
oder Genehmigungen oder die Leistung einer 
Anzahlung erfüllt hat. Ist dies nicht der Fall, 
so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. 
Dies gilt nicht, soweit der Lieferer die 
Verzögerung zu vertreten hat. 
2. Die Einhaltung der Lieferfrist steht unter 
dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung. 
3. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der 
Liefergegenstand bis zu ihrem Ablauf das 
Werk des Lieferers verlassen hat oder die 
Versandbereitschaft gemeldet ist. Soweit eine 
Abnahme zu erfolgen hat, ist - außer bei 
berechtigter Abnahme-verweigerung - der 
Abnahmetermin maßgebend, hilfsweise die 
Meldung der Abnahmebereitschaft. 
4. Werden der Versand bzw. die Abnahme des 
Liefergegenstandes aus Gründen verzögert, die 
der Besteller zu vertreten hat, so werden ihm, 
beginnend einen Monat nach Meldung der 
Versand- bzw. der Abnahmebereitschaft, die 
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durch die Verzögerung entstandenen Kosten 
berechnet. 
5. Ist die Nichteinhaltung der Lieferzeit auf 
höhere Gewalt, auf Arbeitskämpfe oder 
sonstige Ereignisse, die außerhalb des 
Einflussbereiches des Lieferers liegen, 
zurückzuführen, so verlängert sich die 
Lieferzeit angemessen. Der Lieferer wird dem 
Besteller den Beginn und das Ende derartiger 
Umstände baldmöglichst mitteilen. 
6. Der Besteller kann ohne Fristsetzung 
vom Vertrag zurücktreten, wenn dem Lieferer 
die gesamte Leistung vor Gefahrübergang 
endgültig unmöglich wird. Der Besteller kann 
darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten, 
wenn bei einer Bestellung die Ausführung 
eines Teils der Lieferung unmöglich wird und 
er ein berechtigtes Interesse an der Ablehnung 
der Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so 
hat der Besteller den auf die Teillieferung 
entfallenden Vertragspreis zu zahlen. Dasselbe 
gilt bei Unvermögen des Lieferers. Im Übrigen 
gilt Abschnitt VII. 2. 
Tritt die Unmöglichkeit oder das Unvermögen 
während des Annahmeverzuges ein oder ist 
der Besteller für diese Umstände allein oder 
weit überwiegend verantwortlich, bleibt er zur 
Gegenleistung verpflichtet. 
7. Kommt der Lieferer in Verzug und erwächst 
dem Besteller hieraus ein Schaden, so ist er 
berechtigt, eine pauschale 
Verzugsentschädigung zu verlangen. Sie 
beträgt für jede volle Woche der Verspätung 
0,5 %, im Ganzen aber höchstens 5 % vom Wert 
desjenigen Teils der Gesamtlieferung, der 
infolge der Verspätung nicht rechtzeitig oder 
nicht vertragsmäßig genutzt werden kann. 
Gewährt der Besteller dem in Verzug 
befindlichen Lieferer - unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Ausnahmefälle - eine 
angemessene Frist zur Leistung und wird die 
Frist nicht eingehalten, ist der Besteller im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zum 
Rücktritt berechtigt. 
Weitere Ansprüche aus Lieferverzug 
bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt 
VII. 2 dieser Bedingungen. 

	
  
IV. Gefahrübergang und Abnahme 
1. Die Gefahr geht auf den Besteller über, wenn 
der Liefergegenstand das Werk verlassen hat, 

und zwar auch dann, wenn Teillieferungen 
erfolgen oder der Lieferer noch andere 
Leistungen, z.B. die Versandkosten oder 
Anlieferung übernommen hat. 
2. Verzögert sich oder unterbleibt der Versand 
infolge von Umständen, die dem Lieferer nicht 
zuzurechnen sind, geht die Gefahr vom Tage 
der Meldung der Versand- bzw. 
Abnahmebereitschaft auf den Besteller über. 
Der Lieferer verpflichtet sich, auf Kosten des 
Bestellers die Versicherungen abzuschließen, 
die dieser verlangt. 
3. Teillieferungen sind zulässig, soweit für den 
Besteller zumutbar. 

	
  
V. Eigentumsvorbehalt 
1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an 
dem Liefergegenstand bis zum Eingang aller 
Zahlungen aus dem Liefervertrag sowie bis zur 
Erfüllung sämtlicher Forderungen, 
insbesondere auch der jeweiligen 
Saldoforderungen, die dem Lieferer im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung zustehen 
(Saldovorbehalt). Dies gilt auch für künftig 
entstehende Forderungen und auch, wenn 
Zahlungen auf besonders bezeichnete 
Forderungen geleistet werden. Dieser 
Saldovorbehalt erlischt endgültig mit dem 
Ausgleich aller im Zeitpunkt der Zahlung noch 
offenen und von diesem Saldovorbehalt 
erfassten Forderungen. 
2. Der Besteller darf den Liefergegenstand 
weder verpfänden noch zur Sicherung 
übereignen. Bei Pfändungen sowie 
Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen 
durch dritte Hand hat er den Lieferer 
unverzüglich davon zu benachrichtigen. 
3. Bei vertragswidrigem Verhalten des 
Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, 
ist der Lieferer zur Rücknahme nach Mahnung 
berechtigt und der Besteller zur Herausgabe 
verpflichtet. Die Geltendmachung des 
Eigentumsvorbehalts sowie die Pfändung des 
Liefergegenstandes durch den Lieferer gelten 
nicht als Rücktritt vom Vertrag. 
4. Werden Waren des Lieferers vom Besteller 
mit anderen Gegenständen zu einer 
einheitlichen Sache verbunden, so gilt als 
vereinbart, dass der Besteller dem Lieferer 
anteilmäßig Miteigentum im Sinne des § 947 
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Abs. 1 BGB überträgt und die Sache für ihn 
unentgeltlich mit in Verwahrung hält. 
5. Der Besteller ist zur Veräußerung der 
Liefergegenstände im Rahmen des 
ordnungsgemäßen   Geschäftsbetriebs 
berechtigt. Der Besteller tritt die sich aus der 
Weiterveräußerung ergebenden Forderungen 
in Höhe des Wertes des vom Lieferer 
gelieferten Liefergegenstandes mit allen 
Nebenrechten an den Lieferer ab. Der Besteller 
bleibt zum Einzug der Forderungen 
berechtigt. 
6. Der Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens berechtigt den Lieferer 
vom Vertrag zurückzutreten und die sofortige 
Rückgabe des Liefergegenstandes zu 
verlangen. 

	
  
VI. Mängelhaftung 
1. Ist die gelieferte Ware infolge eines vor dem 
Gefahrübergang liegenden Umstandes 
mangelhaft, hat der Besteller Anspruch auf 
kostenlose Ersatzlieferung. Die Feststellung 
solcher Mängel ist dem Lieferer unverzüglich 
schriftlich zu melden. Ersetzte Teile werden 
Eigentum des Lieferers. Zur Vornahme von 
Ersatzlieferungen hat der Besteller nach 
Verständigung mit dem Lieferer diesem die 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben. 
Anderenfalls ist der Lieferer von der Haftung 
für die daraus entstehenden Folgen befreit. 
Von Mängeln am Liefergegenstand 
einschließlich der Verpackung, die durch 
unsachgemäße Lagerung beim Besteller 
entstehen, ist der Lieferer von der Haftung für 
die daraus entstehenden Folgen befreit. 
Insbesondere trifft dies bei der Lagerung im 
Freien zu. Das Liefergut ist vor 
Sonneneinstrahlung zu schützen. 
2. Der Besteller hat im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften das Recht vom 
Vertrag zurückzutreten oder die Vergütung zu 
mindern, wenn der Lieferer - unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle - eine ihm gesetzte 
angemessene Frist für die Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung wegen eines Mangels 
fruchtlos verstreichen lässt. 
3. Führt die Benutzung des Liefergegenstands 
zur Verletzung gewerblicher Schutz- oder 
Urheberrechte, wird der Lieferer auf seine 

Kosten dem Besteller das Recht zum weiteren 
Gebrauch verschaffen oder den 
Liefergegenstand in für den Besteller 
zumutbarer Weise modifizieren, dass eine 
Schutzrechtsverletzung nicht mehr besteht. 
Ist dies zu wirtschaftlich angemessenen 
Bedingungen oder Frist nicht möglich, ist der 
Besteller zum Rücktritt vom Vertrag 
berechtigt. Unter den genannten 
Voraussetzungen steht auch dem Lieferer ein 
Recht zum Rücktritt vom Vertrag zu. 
Darüber hinaus wird der Lieferer den Besteller 
von unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Ansprüchen der 
Schutzrechtsinhaber freistellen. 
Voraussetzung ist, dass dem Lieferer alle 
Abwehrmaßnahmen einschließlich 
außergerichtlicher Regelungen vorbehalten 
bleiben. 
4. Weitergehende Ansprüche bestimmen sich 
nach Abschnitt VII. 2. 

	
  
VII. Haftung 
1. Wenn der Liefergegenstand durch 
Verschulden des Lieferers infolge 
unterlassener oder fehlerhafter Ausführung 
von vor oder nach Vertragsschluss erfolgten 
Vorschlägen und Beratungen oder durch die 
Verletzung anderer vertraglicher 
Nebenverpflichtungen vom Besteller nicht 
vertragsmäßig verwendet werden kann, so 
gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche 
des Bestellers die Regelungen der Abschnitte 
VI und VII. 2 entsprechend. 
2. Für Schäden, die nicht am Liefergegenstand 
selbst entstanden sind, haftet der Lieferer - aus 
welchen Rechtsgründen auch immer - nur 

a) bei Vorsatz, 
b) bei grober Fahrlässigkeit des 

Inhabers / der Organe oder leitender 
Angestellter, 

c) bei schuldhafter Verletzung von 
Leben, Körper, Gesundheit, 

d) bei Mängeln, die er arglistig 
verschwiegen oder deren Abwesenheit er 
garantiert hat, 

e) bei Mängeln des 
Liefergegenstandes, soweit nach 
Produkthaftungsgesetz für Personen- oder 
Sachschäden an privat genutzten 
Gegenständen gehaftet wird. 
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Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten haftet der Lieferer auch bei 
grober Fahrlässigkeit nicht leitender 
Angestellter und bei leichter Fahrlässigkeit, in 
letzterem Fall begrenzt auf den 
vertragstypischen, vernünftigerweise 
vorhersehbaren Schaden. Weitere Ansprüche 
sind ausgeschlossen. 

3. Eine Haftung für Schäden, die auf nicht 
bestimmungsgemäßer Benutzung beruhen 
oder durch unterbliebene Wartung bzw. 
Reparatur der Liefergegenstandes verursacht 
werden, ist ausgeschlossen. Dies gilt auch 
für Folgeschäden jeglicher Art. 

	
  
VIII. Verjährung 
Alle Ansprüche des Bestellers - aus welchen 
Rechtsgründen auch immer - verjähren in 12 
Monaten. Für vorsätzliches oder arglistiges 
Verhalten sowie bei Ansprüchen nach dem 
Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen 
Fristen. Für chadensersatzansprüche nach Ziff. 
VII 2 a) – e) gelten die gesetzlichen Fristen. . 

	
  
IX. Datenspeicherung 
Der Besteller ist damit einverstanden, dass 
Daten, die das Vertragsverhältnis betreffen, auf 
Datenträger gespeichert und unter Beachtung 
der Bestimmungen des 
Bundesdatenschutzgesetzes verarbeitet 
werden. 

	
  
X. Erfüllungsort, Gerichtsstand und 
anzuwendendes Recht 
Erfüllungsort für beide Teile ist der Sitz des 
Lieferers. Eventuelle Streitigkeiten werden 
durch die für den Sitz des Lieferers 
zuständigen Gerichte entschieden. Der Lieferer 
ist jedoch auch berechtigt, am Sitz des 
Bestellers zu klagen. Für das 
Vertragsverhältnis gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Anwendung 
des UN-Kaufrechts (Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 11.04.1980 über 
Verträge über den internationalen Warenkauf) 
wird ausgeschlossen. Bei Klagen an den für 
den Sitz des Bestellers zuständigen 
ausländischen Gerichten kann der Lieferer auf 
die Anwendung deutschen Rechts verzichten, 
wobei die vom Lieferer vorliegenden Liefer- 
und Zahlungsbedingungen im zulässigen 
Umfang zur Anwendung gelangen. 

XI. Nachbestellungen 
Diese Lieferbedingungen gelten auch für 
Nachbestellungen, die nicht ausdrücklich 
schriftlich bestätigt werden. 

	
  
XII. Salvatorische Klausel 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser 
Bedingungen unwirksam oder undurchführbar 
sein, so wird dadurch die Wirksamkeit der 
Bedingungen im Übrigen nicht berührt. An die 
Stelle der unwirksamen Bedingung soll 
diejenige wirksame treten, deren Wirkungen 
der wirtschaftlichen Zielsetzung möglichst 
nahe kommen, 
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